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17 Sitzung vom 24 April
Am Tiſche des Bundesraths v Boetticher Bronſart

v Schellendorf v Burkhard
ſten v Levetzow eröffnet die Sitzung um 1 Uhr

nutenW der Tagesordnung ſteht zunächſt die erſte Berathung der

Novelle zum Militärpenſions und Reichsbeamten
eſetz
Abg v Bern uth Meiner Meinung nach werden nur wenige

Mitglieder dieſes Hauſes der Vorlage in allen Punkten zuſtimmen
können Mich beſtimmen zu dieſer Annahme die früheren Ver
handlungen des Hauſes über dieſe Materie Die frühere Vorlage
iſt nach der zweiten Leſung von den Regierungen zurückgezogenworden ich habe dieſen Entſchluß aufs lebhaſteſte bedauert Jene

Vorlage war faſt unverändert dem betr preußiſchen Geſetze nach
ebildet worden die Folge jenes Schrittes der Regierung iſt dasMißverhältniß zwiſchen den Penſionsumſtänden der preußiſchen

und der außerpreußiſchen deutſchen Beamten Haben wir nun
mit der gegenwärtigen Vorlage beſſere Ausſichten Jch befürchte
faſt nein ich fürchte daß auch in dieſem Jahre die Anſprüche
der Beamten noch nicht die verlangte Berückſichtigung werden
finden können Ein Rückblick auf die Verhandlungen gelegentlich
der früheren Novelle beſtärkt mich in dieſer Anſicht Die An
nahme der früheren Vorlage iſt an dem Umſtande daß
die Regierung die kommunale Steuerfreiheit der Militärperſonen
nicht aufgeben wollte Es wurde damals in der Kommiſſion be
antragt daß das Dienſteinkommen der Offiziere frei bleiben aber
ihr Privatvermögen beſteuert werden ſolle ein Antrag dem
meine Fraktion voll und ganz beiſtimmte dem aber die Regierung
entſchieden gegenübertrat Ein zweiter und letzter Differenzpunkt
zwiſchen Regierung und Kommiſſion beſtand darin daß die Kom
miſſion über den Zeitpunkt von welchem ab bei kriegsinvalide
gewordenen Militärs die Penſion zu bemeſſen ſei anderer Meinung
war Der Herr Kriegsminiſter gab in der Kommiſſion jedoch
damals die Verſicherung ab er werde dieſer Forderung zuſtimmen
Trotzdem fehlt auch in der neuen Vorlage irgendwelche Be
ſtimmung in der ein ſolches Entgegenkommen ſich kundgeben
könnte Beifall links

Abg Graf Moltke Das größte Kontingent für unſer Offizier
corps ſtellt der kleine Adel er iſt arm geworden weil er von
jeher den Militärdienſt zu ſeiner Aufgabe gemacht hat Die Zahl
der Offiziere welche von ihren Eltern Vermögen ererben iſt ſehr
gering Es giebt eine wenn auch geringe Anzahl von vermögen
den Offizieren welche eine Steuer vertragen könnten Aber wes
halb denn gerade eine ſtäd tiſche Steuer die Städte thun ſehr
wenig für ihre Garniſonen die keinen Theil haben an den Vor
theilen und Vorzügen der Städte Die Offiziere gehören nicht
den ſtädtiſchen Ko ren an ſie dürfen nicht fragen was mit den
Steuern geſchieht ſie haben keine ſtädtiſchen Rechte mithin
doch auch keine ſtädtiſchen Pflichten Sämmtliche Städteordnungen
haben es von jeher ausgeſprochen daß die Offiziere von den
ſtädtiſchen Abgaben frei bleiben ſollen Noch 1878 iſt dies aus
drücklich beſtimmt worden und was iſt inzwiſchen en Das
Militär hat Siege erfochten wodurch 5 Milliarden Mark ins
Land gebracht ſind daß dieſe Milliarden nicht ſegensvoll gewirkt
haben ift nicht Schuld des Militärs Jch glaube daß die ver
mögenden Stände eine höhere Steuer als bisher zahlen können
und müſſen Aber weshalb ſoll der Offizier Steuer zahlen in
einer Stadt die er ſich nicht gewählt die er ſpäter oder früher
oft nach kurzem Aufenthalte verlaſſen muß Der Oſſizier hat doch
ſo lange er dient keine Heimath Sie geben zu daß für dieOffiziere geſorgt werden muß die keinen Dienſt mehr erhalten

können und um deswillen wollen Sie die Offiziere bluten
Iaſſen die noch einen Dienſt erhalten können Jch bitte Sie
dringend nehmen Sie das Geſetz an im Jntereſſe der Männer
die für das Vaterland auf dem Schlachtfelde ihr Leben dargeboten
haben Beifall rechts

Abg ayer rer Gegen das Geſetz müſſen wir
uns ſo lange erklären bis die Frage der Kommunalbeſteuerung
gelöſt iſt Und dieſe Frage wiederum ſteht in Verbindung mit
dem gegenwärtigen Modus des Avancements Es werden et
Offiziere in Penſion geſchickt nicht weil ſie dienſtuntüchtig ſin
ſondern weil ſie im Avancement übergangen worden ſind Au
müßte inſofern eine Reform geſchaffen werden wonach felduntaug
liche Offiziere die aber noch nicht invalide ſind in irgend einer
Weiſe Beſchäftigung finden Es ſoll alſo eine Art Seniorat ge
ſchaffen werden in dem großen Organismus des deutſchen Heeres
müſſen ſich doch hinreichend Funktionen für ein ſolches Seniorat
finden Das deutſche Heer iſt ein Palladium des europäiſchen
Friedens unfer Heer iſt ein Volksheer Das geſtehe ich freudig
zu aber ich bitte auch nicht zu vergeſſen daß wenn
man das Volk wirthſchaftlich ſchädigt es auch moraliſch ge
ſchädigt wird

e Dr Reichenſperger Olpe Das Haus ſteht der Vor
Iage ſympathiſch gegenüber umſomehr bedaure ich daß die
Regierungen die vorjährigen Wünſche des Hauſes in der neuen
Vorlage gar nicht berückſichtigt hat Es iſt wohl geſagt worden
die Frage der Aufhebung der Kommunalſteuerfreiheit der Offiziere
ſtehe mit der Vorlage in gar keinem Zuſammenhange ſie ſei tendenziös
hier inzuage en worden Der Vorwurf iſt unberechtigt und
findet ſeine Widerlegung ſchon in den Motiven der Vorlage Jch
und meine politiſchen Freunde ſind ſtets dafür geweſen daß das
Dienſteinkommen der Offiziere frei bleiben ſoll denn der Vortheil
der Städte mit Garniſonen iſt ſchon an ſich ein ſehr großer und
deshalb bewerben ſich alle Städte um den Vorzug Garniſonen
zu erhalten Aber all das hat doch nichts mit dem Privat
vermögen der Offiziere zu thun das Vermögen das Privat
beſitz iſt kann doch keine beſondere Berückſichtigung als Offiziers
vermögen beanſpruchen Wie will es denn irgend jemand be
fürworten daß ein Dgt mit 100,000 M Privateinkommen von
Komniunalſteuern frei bleiben ſoll Jſt doch im Jahre 1862 eine
neue Städteordnung im preußiſchen a eingebracht worden
in welcher mit allerhöchſter Ermächtigung beſtimmt war daß die
Offiziere mit ihren außerdienſtlichen Einkommen zur Kommunal
ſtener herangezogen werden ſollten Hört Hört links Auch
der Einwurf von der Heimathloſigkeit der Offiziere trifft nicht zu

jeder der wenige Monate einer Kommune angehört zahlt
Kommunalſteuer Und ſind denn ſt B die Richter ſteuerfrei und
ſie haben doch auch nicht das paſſive kommunale Wahlrecht Und
was ſoll es heißen daß die Offiziere von den Vorzügen der
Städte keine Vortheile haben Doch gewiß dieſelben wie die
Beamten So bitte ich Sie denn die Offiziere mit ihrem Privat
einkommen zur Kommunalſteuer heranzuziehen Beifall links und

im Centrum eg Frhr v Manteuffel Die Nothwendigkeit eines
Penſionsgeſetzes wie es uns vorliegt wird allgemein anerkannt
Ueber die Frage der Kommunalbeſteuerung kann meiner Meinun
nach in Zuſammenhang mit dem Geſeße nicht ſo kurzer Han
entſchieden werden es tritt eine ganze Reihe von ſekundären

ragen damit zu Tage die Frage über das Maximum der
teuer c All das verlangt eine beſondere Erwägung bei be ſind

ſonderer Gelegenheit Mein Antrag in voriger Seſſion über die
Rückwirkung des Geſetzes verdient wohl nochmalige Er
wägung Jch beantrage die Verweiſung der Vorlage an eine
e e von 21 Mitgliedern und zwar an die geſtern gewählte

ommiſſion
Abg Richter Hagen Dieſe Vorlage entſpricht dem Gefühleder Santbarteit auf en Seiten dieſes Hauſes Wir wollen

Steuerfreiheit dieſer 6000 Offiziere führt aber eine Mehrbelaſtungder anderen Steuerzahler ehe auch der Reſerveleute denen wir

zu gleicher Dankbarkeit verpflichtet ſind Beifall links Graf
Moltke hat auf altes preußiſches Geſetz hingewieſen ja es
ſchleppen ſich Geſetz und Rechte wie eine ewige Krankheit fort Und
daß dieſe preußiſche Beſtimmung auf ganz Deutſchland ausgedehnt
worden iſt geſchah in falſcher Auslegung des Geſetzes Graf Moltke
ſegt welche Vortheile haben die Offiziere von den Städten Doch
dieſelben wie die anderen Bürger denn ihre Miethe deckt bei
Weitem nicht die Gaseinrichtungen die Kanaliſationstoſten die
Schulen 2c Gerade an die Schuleinrichtungen der Städte ſind die
Anſprüche gewachſen bei Verlegung eines Batailkons von einer
zur andern Stadt wird derjenigen Stadt der Vorzug gegeben diebeſſere Schulen hat Das Schulgeld bietet aber kein AReguivalent
denn in Berlin erfordert jedes Schulkind einer höheren Schule
einen Zuſchuß von 86 M 7 die Anſpruchnahme der Armen
pflege iſt doch ein wichtiges Recht Und wenn Graf Moltke
ſagt die Offiziere haben kein kommunales Wahlrecht ſo gilt
es auch von zahlreichen anderen Bürgern Abg Moltke hat
gemeint daß der kleine Adel ſich im Militärdienſte zu Grunde
gerichtet hat Jch hätte gewünſcht daß Graf Moltke nicht nur den
kleinen Adel ins Auge gefaßt hätte ſondern auch die große Reihe
bürgerlicher Familien die ihre Söhne Beamte werden laſſen
dieſes Opfer iſt doch noch größer Uebrigens iſt der Militärdienſt
nicht die einzige Urſache des Rückgangs des kleinen Adels der
Unterſchied zwiſchen Anſpruch und Leiſtung iſt doch oft ſehr groß
Und hat der Kleinadel hierfür nicht Vortheile gehabt Woher
kommt denn die ſtatiſtiſche Erſcheinung daß in den Offizierchargen
das bürgerliche Element nach oben hin ſo jäh abnimmt Graf
Moltke ſagt die Offiziere ſind nicht vermögend Gut wir wollen
ja nur die vermögenden Offiziere heranziehen weshalb aber ſoll
das Vermögen einer Erbtochter plötzlich ſteuerfrei werden wenn
ſie einen Gardekavallerie Offizier heirathet Und das iſt doch
kein ſeltener Fall Heiterkeit Für Berlin z B würde die
Kommunalſteuer der Offiziere 400,100 M betragen das iſt
eine hübſche Summe dafür könnten ſchon viele Exekutionen unter
bleiben und die Miethsſteuer herabgeſetzt werden Schade daß
der Herr Reichskanzler nicht zugegen iſt er intereſſirt ſich doch
ſehr für dieſe Frage Graf Moltke hat geſagt das Militär hat
von den fünf Milliarden keinen Vortheil gehabt Das iſt
unrichtig denn 5/6 der ganzen Summe iſt für militäriſche Zwecke
mit unſerer Bewilligung verausgabt worden Unſere Finanzlage
iſt keine günſtige die Steuern werden in großen Summen invielen Millionen zu Ausfuhrvergütigungen der Zuckerinduſtrie
verausgabt Wenn ein Krach entſteht iſt die Regierung Schuld
Um ſo mehr aber müſſen wir zögern neue Steuern zu bewilligen
Wir müſſen uns doch ſtets vergegenwärtigen was ſonſt noch Noth
thut Und nach der Meinung des Miniſters Scholz iſt noch
dringender als dieſes Geſetz die Erhöhung der Beamtengehälter
die Hebung der Schulen Wenn die Regierung das Geſetz nöthig
hätte würde ſie doch wenigſtens den nationalliberalen Forde
rungen entgegenkommen Es ſtrebt doch jetzt ſonſt alles den

Nationalliberalen jeder Landrath will nationalliberal ſein
eiterkeit Die Regierung glaubt das Haus wird infolge ſeines

ohlwollens für die Beamten auch dus Militärpenſionsgeſetz
mit in Kauf nehmen Thatſächlich haben beide Geſetze nur das
gemeinſam daß mit dem 10 Dienſtjahre Penſionsberechtigung ein
tritt aber auch dies iſt nur eine ſcheinbare Gleichheit denn
der penſionirte Beamte iſt erwerbsunfähig der penſionirte Offizier
aber nur felduntüchtig So liegt das Gemeinſame nur
darin daß der Buchbinder zwei Geſetze ne gebunden hat
Heiterkeit Wir wollen für Beamte und Militärs gleiche Praxis
Dieſe Vorlage iſt eine derartige daß die Regierung ſelbſt ihre
Annahme nicht erwartet nur eine Quittung darüber verlangt
ſie daß die Vorlage gemacht iſt Für uns iſt die Vorlage
unannehmbar ohne die Kommunalbeſteuerung der Offiziere
Beifall links
Bevollmächtigter zum Bundesrathe Miniſter Bronſart

v Schellendorf Mir würde es doch angemeſſener erſcheinen
heute nur die Vorlage zu diskutiren und in Bezug auf die Kom
munalbeſteuerung der Offiziere eine neue Vorlage einzubringen die
dann von der Regierung eingehende Prüfung finden wird Auch
die vom Abg Maier angeregte Frage des Penſionsmodus gehört
in die gegenwärtige Vorlage nicht hinein Der Vorwurf des Abg
v Bernuth iſt gleichfalls nicht zutreffend ich ſtehe noch auf dem
von mir damals in der Kommiſſion geäußerten Standpunkt Ein
Beſchluß der Kommiſſion und des Reichstages lag uns nicht vor
wenn der Reichstag in der Frage der Rückwirkung dieſes Geſetzes die
Jnitiative ergreifen will ſo werde die Regierungen das ſympathiſch
berühren Es handelt ſich hier um die Penſionirung der Offiziere
Damit darf doch das Prinzip nicht vereinigt werden daß man
verabſchiedeten Offizieren Etwas giebt und aktiven Offizieren
Etwas nimmt Die verbündeten Regierungen ſind der Anſicht
daß dieſe Frage nicht hierher gehört und daß wenn Sie dieſe

en tellen die Regierungen einen Zwang erblicken eine ganz
eterogene Frage in ihrem Sinne zu erledigen In dem letzten

Reichstage iſt die Frage der adeligen Offiziere bereits zur Sprache
gekommen auch Miniſter von Roon hat darüber bereits
eſprochen Wenn letzterer Jhnen geſagt hat daß kein Unterhier zwiſchen adeligen und nichtadeligen Offizieren gemacht wird

und Miniſter Kameke dies wiederholt hat ſo iſt Jhr Zweifel doch
eine Verdächtigung der Wahrhaftigkeit beider Männer Beifallrechts Unter unſern höhern Oiſigteren iſt keiner der einen
Unterſchied zwiſchen adeligem und unadeligem Blute kennt wir kennen
nur die Gemeinſamkeit der Armee Beifall rechts Unter denr Offizieren befinden ſich meiſt adelige aber dieſe Offiziere
ſind eben erſt wegen ihrer Tüchtigkeit geadelt worden und es iſt ein
Stolz des Adels daß dieſe bürgerlichen Offiziere in den Adel auf

enommen ſind Die Statiſtik von der hier geſprochen wurde hatfür mich denſelben Werth wie eine Statiſtik die kund thr daß die

blonden oder brünetten Offiziere bevorzugt werden Lebhafter
Beifall rechts

Abg Dr Meyer Jena Es erſcheint denn doch ſehr angezeigt
die Frage der Kommunalbeſteuerung hier zu vee Sie iſt
in der v Kommiſſion angeregt worden und ſteht in prak
tiſchem Zu h mit dieſer Vorlage Die Frage iſt im
Reichstage und im Publikum vielfach diskutirt worden weshalb
ſoll man hier nicht Zug um Zug verfahren Der Herr Kriegs
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Struleetgere von denen etwa 6000 noch im Dienſte ſind Die wider die Kommunalſteuerfreiheit der Offiziere hört ſo kann man

Anfangs wohl zweifelhaft ſein Für mich aber iſt alleinebend das Geſetz das wir haben 3 für die Of ete
ie Armee Jch glaube daß ſehr wohl ein Ausgleich gefunden

werden kann wenn man ſich auf die Steuerpflichtigkeit der
Offiziere beſchränkt Deshalb aber möchte ich die Parteien wiedie Fiegierung bitten dieſe Frage nicht allzuſehr zu urgiren damit

das Geſetz bald in Kraft trete wo
Abg Dr Windthorſt Die Regierung will die Frage der

Kommunalbeſteuerung von dieſer Vorlage getrennt wiſſen Ein
ſtaatsrechtlicher Grund liegt für dieſe Scheidung nicht vor die
alten Stände bewilligten ſtets Forderungen nur wenn dagegen
ihre Anſprüche Berückſichtigung fanden Mir liegt ſehr viel an
dem Zuſtandekommen beider Geſetze denn Tag für Tag höre i
Klagen daß die Beamten im Nähe ſchlechter daran
als die preußiſchen Beamten Jch möchte gern der Regierung
entgegenkommen aber ich muß ſie drge itten zu erwä
ob ſie in der Kommunalſtenerfrage nicht nachgeben kann
habe mich gefreut daß die Abgg MeyerJena und v Bernan ihrem Etandpimkte vom e Jahre feſtgehalten haben
nach der Neuſtädter Programmrede war dies kaum zu erwarten

Große Heiterkeit Die Ausführungen des Grafen Moltke waren
nicht überzeugend Es iſt mir ſchmerzlich den Wünſchen dieſes
ehrwürdigen Greiſes und berufenen Leiters der deutſchen Armee
nicht willfahren zu können Es iſt ja bereits hier betont worden
wie große Vortheile die Offiziere von den Städten haben und
mit Recht beſonders das Schulweſen hervorgehoben worden Die
Offiziere genießen mit ihren Familien alle Vortheile We
Städte Jſt aber die Gage der Offiziere zu niedrig ſo müßtein Erwägung gezogen werden ob die Gage nicht ab wer

könnte aber das Benefizium der Steuerfreiheit iſt nicht das
rechte Mittel Gerade die Fürſorge und das Wohlwollen der
Regierung und dieſes Hauſes für die Armee müßte die Regierung
veranlaſſen den Streitpunkt aus der Welt zu ſchaffen 3 wüßte
auch nicht was ſachlich im Wege ſtehen könnte Beifall

Bevollmächtigter zum Bundesrath Bronſart v Schellen
dorf An die Aeußerungen des Vorredners anknüpfend muß ich
es zurückweiſen daß die Regierung die Schuld trägt wenn dasGeſetz nicht zuſtande kommt Der Vorredner meint wenn die
Regierung heute die beiden Geſetze zuſammenfaßt ſo hätte ſie es
doch auch thun können als ſie im Preußiſchen Landtage das
Beamtenpenſionsgeſetz einbrachte Das war aber nicht möglich
weil das Militärpenſionsgeſetz vom Reichsfonds abhängt

Abg Graf Moltke Man hat geſagt die Offiziere zögen
Vortheil aus dem Schulweſen der Städte Dann r man doch
für Offizierskinder erhöhtes Schulgeld fordern nicht aber die unverheiratheten und kinderloſen Offiziere mit Kommunallaſten be

Wir Die Städte aber haben doch große Vortheile von den
arniſonen
Ein Schlußantrag wird eingebracht aber zurlicgezogen nachdem

ger Hagen namentliche Abſtimmung darüber be
antragt hatAbg Richter Hagen Der Vorſchlag des Abg v Moltke
iſt ein ungerechter das Kind eines Hauptmanns zweiter Klaſſe
würde dann daſſelbe Schulgeld zahlen müſſen wie ein General
kind nämlich in Berlin 86 M mehr als andere Kinder Das
widerſpricht doch ganz der kaiſerlichen Botſchaft Der Herr
Kriegsminiſter ſa wie auf die adeligen und unadkgen
Offiziere wir ſollten ſeiner Wahrhgftigkeit und der ſeiner Vor

änger Glauben ſchenken Wenn jeder Redner hier daſſelbe für
ich fordern würde ſo wäre die Diskuſſion hier ſehr einfach

Wenn der Unterſchied zwiſchen adeligen und ungadeligen Offizieren
nur ſo etwa iſt wie zwiſchen blond und brünett warum ſtreben
denn bürgerliche Offiziere nach dem Adel Und warum ſind in
ewiſſen Regimentern nur adelige Offiziere Wenn der
riegsminiſter ſagt die Armee iſt eine Einheit ſo iſt das ſehr

ſchön aber es paßt ſich nicht daß er ſagt der und der Offizier
iſt in den Adelſtand erhoben worden Beifall links Widerſpruch
rechts Ebenſo ſcheitert ja die Frage der Hundeſteuer an dem
Widerſpruch der a Offiziershunde zu beſteuern Das

anze Haus kommt der Regierung entgegen und verzichtet auf die
eſteuerung des Dienſteinkommens die Regierung ſagt Nein

Ein derartiges Auftreten der r v vereinfacht den parla
mentariſchen Verkehr aber es t auch daß die Regierung keine
Verſtändigung ſucht Beifall links

Bevollmächtigter zum Bundesrath Bronſart v Schellen
dorf Jch habe mich nur dagegen hier ausſprechen wollen als ob
die bürgerlichen Offiziere tendenziös behandelt würden Weshalb
ſich Offiziere adeln mee t Richter doch nicht d fragen

erſondern die Geadelten ſelbſt Ob es heißt in den Adelſtand
heben oder nicht mag er das Heroldsamt fragen ich habe damit
nichts zu thun Auch habe ich am allerwenigſten den Vorwurf
verdient als ob ich grundſätzlich Jhren Amendements widerſtrebe
Ebenſo weiß ich nicht wie man mich als Konfliktsminiſter be
zeichnen kann ich weiß nicht wie aus dieſen Amendements ein
Konflikt entſtehen könne Beifall rechts ßDie Diskuſſion wird geſchloſſen und die Vorlage an eine Kom
wir von 21 Mitgliedern verwieſen worauf das Haus ſich

ertagt
Nächſte Sitzung Freitag 2 Uhr

O Reliktengeſetz Hilfskaſſengeſetz Vorlage über die Zünd
hölzerfabrikation

Schluß 5 Uhr

Preußiſcher Landtag
Original Bericht der Saale Zeitung

Abgeordnetenhaus
73 Sitzung vom 24 April

Am Miniſtertiſche v Puttkamer v Scholz
Präſ v Köller eröffnet die Sitzung um 10 Uhr 15 Min
Auf der Tagesordnung ſteht der Bericht der Wahlprüfungs

kommiſſion über die Wahl des Abg Freih v Lyncker
Die Kommiſſion beantragt

1 Die Wahl des Freih v Lyncker zum Abgeordneten für den
Wahlkreis 5 Gumbinnen für ungiltig zu erklären

2 Die Wahlen ſämmtlicher Wahlmänner des Kreiſes Anger
burg für ungiltig zu erklären

miniſter hat gemeint es ſeien heterogene das iſt keines
wegs der Fall Und wenn er ſagt die Regierung müſſe ſich
dagegen verwahren daß durch Verknüpfung zweier heterogenen
Dinge auf ſie ein Druck ausgeübt werde ſo können wir mit dem
ſelben Rechte gegen die l ſo heterogener Dinge wie
es das Militärpenſions und das Reichsbeamtengeſetz iſt prote
tiren Die Vorlage ſtellt die Reichsbeamten ungünſtiger als es
ie preußiſchen Beamten ſind in welch unglücklicher Lage be
uden ſich dann aber diejenigen Reichsbeamten welche den preu
iſchen Staatsdienſt verlaſſen haben in der Erwartung auf gleiche

Rechte im Reichsdienſt Nach den Erklärungen des Herrn
Kriegsminiſters iſt ein günſtiger Verlauf der Verhandlungen gar
nicht zu erwarten trotzdem ſtimme ich für Verweiſung an die von
meinen Vorrednern genannte Kommiſſion

Bevollmächtigter zum Bundesrath Bronſart v Schellendorf
Beide Geſetze die vom Vorredner als heterogen bezeichnet werden

in der vorigen Seſſion von Jhnen gemeinſam berathen
worden Die Regierungen ſehen das Gemeinſame beider Geſetze
darin daß ortheile für die einen Reichsfunktionäre nicht
erwirken wollen ohne ſie auch für die anderen zu erhalten Die
Frage der Kommunalbeſteuerung hat aber nichts mit der Sache
u thun Sie glauben die Regierungen legen großen Werth auf
ies Geſetz das iſt richtig aber deshalb wollen wir uns nicht
n Bezug auf nicht hierhergehörige Dinge vergewaltigen laſſen

gber daß die Dankbarkeit ſich nicht an eine einzige Adreſſe richtet
Im letzten Kriege waren 30,000 Offiziere betheiligt davon 16

3 Die Regierung aufzufordern
a Wegen des Verdachts eines Vergehens welcher ſich aus

den Ausſagen des Dr Paulmi des Heeremann und des
Lobach ergiebt die Einleitung des ſtrafgerichtlichen Er
mittelungsverfahrens zu veranlaſſen

geweſen W dern de läeemtsvorſteher Hinz zu en wegenWahlbeein Giung v geeigneter Weiſe en zu
ziehen

De beantragt Abg Barth und Gen freikonſ an Stelle

den Lie Regierung aufzufordern
Diejenigen Beamten welche ſich eine Ueberſchreitung ihrer

Amtsbefugniſſe haben zu Schulden kommen laſſen in geeigneter
Weiſe zur Verantwortung zu ziehen

Seitens der konſervativen Partei Antrag des Abg Althaus
und Gen iſt beantragt

reih v Lyncker zum Abgeordneten fürC21 Die Wahl Lwden Wahlkreis 5 Gumbinnen Arie erklären
2 die Regierung aufzufordern di

e laſſen in geeigneter Weiſe zur Verantw
ziehen

Abg Hahn Dem einſtimmigen Beſ einer Kommi
kann man nur mit einer t

i

dal degdt
W der Sachſen Wenn man die Gründe für und wiſſen egentretenich es trotzdem thue ſo geſchieht es in der Ueberzeugung daß

ſich eine Ueberſchreitung ihrer Antsbefngrhſe n Schiret

ortung zu

4

t

4



t

a

h e

e

ree

S e

e

S

Feſt ſtets befolgten Grundſätze eine Ungiltigtetie a enen Einen d die Zahl ehe im Verhältni
ir erdlterungs nan eine zu geringe iſt dieſen Einwurf ha

reits die Kommiſſion als nicht zutreffend abgelehnt Die
weite Beſchwerde richtet ſich au Liprhea gung er getr
eſtimmungen über die Abgrensung der Urwa
egen Wahlbeeinfluſſungen daß ferner in Angerburg die Ab
ftanatlüten t öffentlich ur Einſicht ausgelegen haben c

Einige dieſer Beſchwerden hat die Kommiſſion anerkannt aber
di wenn ich mich auf ihren Standpunkt ſtelle kann ich die
ngiltigkeit der Wahl nicht zugeben Denn die bisherige Praxis

war die daß man von der Geſammtzahl der abgegebenen
Stimmen die für ungiltis erklärten abzog und dann die Wah
für giltig erklärte ſobald der Reſt der verbleibenden Stimmendie Majorität gegenüber der Stimmenzahl des Gegners bildet
das würde auch hier zutreffen die Kommiſſion aber hat er
klärt ſie könne nach Ungiltigkeitserklärung zahlreicher Stimmen
nicht berechnen wieviel giltige Stimmen übrig bleiben Redner
führt mehrere Wahlprüfungen vor bei welchen eine noch größere
Anzahl von Wahlmännermandaten als in dieſem Falle für un
giltig erklärt und trotzdem die Zahl der als giltig verbleibenden
Stimmen aufgeſtellt und die Wahl dann für giltig erklärt worden
ſei Jm Kreiſe Angerburg haben gewählt 280 im ungünſtigſten

alle ſind ungiltig 133 es bleiben giltige Stimmen 147 Die abolute Majorat beträgt alſo 75 während Freih v Lyncker 93
Stimmen alſo 18 mehr als die abſolute Majorität erhalten hat
Hört hört rechts Weshalb hat man alſo die Wahl für un
iltig erklärt Nachdem wir uns 8 Jahre an jene Praxis gehalten werden wir doch gut thun dieſe Praxis auch heute nicht

aufzugeben Jch will mich nun aber noch gegen einige Be
n wenden Man beſchwert darüber daß das

ahltableau nicht durch den Landrath des Kreiſes Angerburg
ſondern durch den Regierungspräſidenten zu Gumbinnen aufgeſtellt
ſei Es iſt dieſe Beſchwerde jedoch nicht zutreffend denn Präſident
Steinmann erklärt daß er das vom z v Jaski ihm über
reichte Urwahlbezirkstableau nur nach den be r en Vorſchriften

eprüft und bis auf 2 geringe Punkte unverändert gelaſſen habe
enn ferner re wird daß die Abgrenzung der Wahl

bezirke r r iſt ſo darf man daraus doch nicht folgern
daß deshalb die ganze Wahl ungiltig iſt man darf daraus dochnur die Forderung herleiten daß in Zukunft die gbgren ging der

Wahlbezirke in anderer Weiſe vorgenommen werde Was den
h Punkt des Antrages die ſtrafgerichtliche Verfolgung der

etheiligten Beamten anbetrifft ſo wird ein juriſtiſches Mitglied
meiner See ton dieſen Punkt noch beſonders beleuchten Der
einzige Zeuge der über die Aeußerungen Steinmanns Auskunft
W iſt v gierung daß ſich Präſident Steinmann
er über Dr Paulini der ſich um eine Phhyſikatsſtelle

beworben dem Kultusminiſter berichten mußte bei v Hartung
erkundigt hat iſt einfach pflichtgemäß Herr v Hartung iſt der
klaſſiſche Zeuge in dieſer Sache und er hat ausdrücklich bekundet
daß Steinmann jene Aeußerung Was haben Sie für den
Preußiſchen Staat gethan Sie müſſen Vereine ſtiften agitiren

nicht gethan hat Um aber dem Ausdruck zu geben daß wir
uns gerechtfertigten Beſchwerden nicht verſchließen haben wir den
zweiten Punkt unſeres Antrages geſtellt Der Antrag der Kom
miſſion bedeutet eine Vergewaltigung der Wähler und des Ge
wählten deshalb bitte ich Sie unſerem Antrage beizuſtimmen
Geifall rechts

Abg v Lücken erklärt daß ſein Name irrthümlich unter den
Antrag der Konſervativen gekommen ſei er ſtimme für den Antrag
der Kömmiſſion der er angehöre

Abg Dirichlet Der Herr Vorredner hat ein großes Ver
ſehen gemacht er hat den Unterſchied zwiſchen formalen und

tendenziöſen Fehlern außer Acht gelaſſen Jn dem Proteſt
der zur Anfechtung der Wahl Veranlaſſung hat handelt
es ſich um die tendenziöſe Abgrenzung der Wahlbezirke um die
Auſſtellung des Wahltableaus durch den NegierungsPräſidenten
um Wahlbeeinfluſſungen Nach Zeugenausſagen ſteht feſt daß
Steinmann erklärt hat er werde ſeine Befürwortung eines
Verſetzungsgeſuchs v Hartungs erſt nach r Landtags
wahl nach Berlin ſenden Das würde doch bedeuten daß
im Jntereſſe der Wahlen jede Verſetzung von Regierungs
beamten erſt ſtets nach den Wahlen ſtattfinden dürfe Ferner
ſteht feſt daß Steinmann ſich auch nach der politiſchen
Stellung Dr Paulini s erkundigt hat Es ſcheint alſo daß

es bei Verleihung von Phyſikatsſtellen auch auf das politiſche
Glaubensbekenntniß ankommt Wenige Stunden nach ſeiner
Unterredung mit Steinmann begiebt ſich von Hartung zu
Dr Paulini und theilt ihm zwei bekannte Aeußerungen mit
juriſtiſch kann man vielleicht zweifelhaft ſein ob v Hartung ſich
dieſe Aeußerungen aus dem Finger geſogen oder ob er unter
dem Eindruck jener Unterhaltung gehandelt habe Wenn die
Aeußerungen des Herrn von Fatugg etzt anders lauten als damalsſo iſt doch nicht zu vergeſſen 53 inzwiſchen zwei Jahre ver

ſtrichen ſind er iſt alſo jetzt auch nicht mehr ein klaſſiſcher
Zeuge wie Abg Hahn behauptet hat In den früheren Ver
handlungen über dieſe Wahl hat Miniſter v Puttkamer aus
geführt das Verfahren des Präſidenten Steinmann wäre ein
monſtröſes wenn die Beſchwerden ſich bewahrheiteten wir
erwarten was Herr v Puttkamer heute darauf erwidern wird
Sachlich wird ja die Angelegenheit vor dem Kreisgericht ein
Nachſpiel finden wie ſoll aber geſellſchaftlich Eintracht und
Friede herrſchen wie ſoll die Selbſtverwaltung gedeihen wenn
ein Regierungspräſident in ſo provokatoriſcher Weiſe vorgeht
Und noch iſt immer keine Remedur dieſer unhaltbaren Zuſtände
geſchaffen worden Vergleichen Sie damit das Auftreten der
Proteſtfabrikanten wie ſie der Herr Miniſter genannt hat Sie

haben ſich begnügt gegen die Vorwürfe die ihnen gemacht worden
einfach ſachlich zu proteſtiren Redner verlieſt ein Schreiben der

Beſchwerdeführung Aieg darin irgend etwas Provokatoriſches
Trotzdem hat dieſes Schreiben ein militäriſches Nachſpiel
gehabt ein Herr Flach hat dieſe Erklärung m Unterſchiede
von ſeinem Bruder mit Flach Lieutenant der Reſerve unter
eichnet Wenige Tage nach dieſer Er wrg ihm eine Auf
orderung des Bezirkskommandos zu ſeinen Abſchied zu nehmen

Die Motivirung lautete es ſei für einen Offizier nicht paſſend
einen im Dienſt befindlichen Staatsbeamten anzugreifen Hört
ört links Ich begreife allerdings nicht wie ein Königliches
ezirkskommando aus einem ſolchen Grunde einen Offizier ver

abſchieden und ihm gebieten kann eine Beleidigung ſeitens eines
e ruhig einzuſtecken Beifall links Was die

er einmal von mir angeführte Aeußerung des Landraths von
aski vetrigf ſo bin ich inzwiſchen belehrt daß er dieſe Aeußerung

nur einer Mittheilung Steinmanns zufolge gethan haben ſoll
zu dieſer wichtigen Berichtigung ich mich verpflichtet Ob
endlich Nr 3 nach dem Kommiſſionsantrage oder nach dem frei
konſervativen Antrage angenommen wird iſt gleichgiltig klar
iſt doch daß auf allen Seiten des Hauſes das Vorhandenſein vonnregelmäßi keiten zugegeben wird Hier iſt man einmal dadurch

daß ein Landrath der Wahrheit die Ehre J und wunder
barerweiſe aus der Schule geplaudert hat Oho rechts über
moncherlei Punkte ins Klare gekommen Jch bitte Sie um An
nahme der Kommiſſionsanträge Beifall links

e v Puttkamer Die W 7 Legitimation ſeiner
iitgli er ſteht dem Hauſe allein zu in dieſer Beziehung will ich

auf das Haus nicht einwirken Jch werde das Votum des auſes
abwarten und danach verfahren Dagegen iſt es meine Pflicht

gen die Angriffe auf ſtaatliche Behörden z antworten Dem
ierungspräſidenten wird vorgeworfen daß er das Wahl

tableau entworfen habe ſtatt des andraths Unzweifelhaft iſt es
die Hände der Landr r gelegt die Urwählerbezirke zu bilden

ne n e eraegt r 4 h zuäthe ſtehen dabei doch un eaufſicht der Behörden das i er der Ober
von äußerſter Wichtigkeit Jch

i i weſen mir iſt damals das Konzeptbin lange Zeit Landrath geweſ t v rn
Staatsmann

r dann Ben JCampbell den

endlich die allbekannte Figur
In der Schilderung aller dieſer

elbſtredend vorführ
nſchaulichkeit erhielt

meiner UrwablbezirksBildung gründlich korrigirt worden i
i i Beamte in ein beſonderes Syſtem verd e arme ländliche Bevölkerung eine größere An

zahl von Wahlmännern herauszuſchlagen vermochte Heiterkeit
iſſen wobei ich

e daß das den Konſervativen zu gute gekommenWir a äih ch mußte dann das korrigirte Tableau
publiziren das war einfach meine Pflicht und Landrath
v Jasky hat diesmal gegen eine ſolche Pflicht verſtoßen Bei ganz
korrektem Verfahren hätte Präſident Steinmann das gebe ich z
freilich in anderer Weiſe verfahren und in beſtimmter Weiſe au
wei vorzunehmende Korrekturen verweiſen müſſen Was die

ahlbeeinfluſſungen anbetrifft ſo hat der rig der Kommiſſion
mehr den Charakter einer Streitſchrift an ſich als einer objektiven
Darſtellung Beifall rechts Ich habe bei der erſten Verhandlung
geſagt daß ich mein Urtheil über den Präſidenten Steinmann
noch ausſetzen müßte Jch habe nun die Pflicht zu erklären daß
ich nach Kenntnißnahme der Dinge jenen Brief des Präſidenten
in keiner Weiſe billigen kann daß ich ihm darüber ernſtliche
Vorhaltungen gemacht habe und daß er ſelbſt ernſtlich bereut den
Brief geſchrieben zu Bewegung Daß die gegen ihn er
hobenen Vorwürfe ihn damals ſehr erregt haben iſt doch be
greiflich Worauf begründet ſich aber nun das Urtheil des Vor
redners daß die Verhältniſſe im Regierungsbezirk Gumbinnen
unhaltbar ſeien Präſident Steinmann hat geſagt er wolle das
Geſuch v Hartungs erſt nach den Wahlen befürworten Und
daraus ſolgert Abg Dirichlet er habe ſich v Hartungs als Wahl

edienen wollen Sehr richtig links Jch finde in
jener Aeußerung doch etwas ganz begründetes es kam dem
Präſidenten Steinmann in der That und mit Recht darauf an
eine regierungsfreundliche Stimme mehr in jenem Wahlbezirke
zu behalten Auch daß Steinmann im Laufe des Geſprächs
nach der politiſchen Anſicht Dr Paulinis ſich erkundigt
hat kann ich nicht tadeln Widerſpruch links denn er
hat ſich auf die bloße Frage beſchränkt und weiter

4 geäußert Die Mittheilungen Dr Paulini s bewegen ſich
fach in Widerſprüchen er hat einzelnes bereits widerrufen

wiewohl er doch ſofort die Aeußerungen v Hartung s ſich notirt
hat Steinmann hat in einer ſeine Befugniſſe nicht überſchreiten
den Weiſe über Dr Paulini geſprochen v Hartung hat dies
Geſpräch dem Dr Paulini mitgetheilt ohne beauftragt zu ſein
vielleicht aus Freundſchaft oder um ſich wichtig zu machen Jch
muß reſumiren daß ich das Eingreifen Steinmann s in Bezug
auf das Wahltableau für inkorrekt halte daß aber im übrigen
nichts vorliegt was ein ſo hartes Urtheil der Kommiſſion recht
fertigen könnte Abg Dirichlet hat am Schluſſe ſeiner ſonſt
ſehr maßvollen Rede gemeint ſämmtliche Wahlbezirke in Gum
binnen müßten geändert werden Die Verhältniſſe in Gum
binnen tragen den Charakter einer Spannung zwiſchen Staats

agitators

ni
vie

bürger und Regierung von fortſchrittlicher Seite iſt hier im
auſe oft über Tyrannei der Regierung in jener Provinz ge

lagt worden Es giebt in Oſtpreußen eine Reihe von Politikern
die ohne Konflikt mit der Regierung nicht leben können Sehr
richtig rechts Es ſoll keine Freundſchaft mit der Regierung e
gehalten werden weil man dadurch hofft die Bevölkerung bei
den Wahlen für ſich verwenden zu können deshalb iſt es den
königl Beamten nicht zu verdenken wenn ſie dort ſcharf auf
treten Jmmer ſoll es die Regierung ſein die Wahlbeeinfluſſung

ausübt die Fortſchrittspartei iſt ſtets ein Unſchuldslamm Heiterkeit
rechts Jn der Arbeitsanſtalt von Tapiau ſind notoriſch von der
Direktion die liberalen Wahlzettel vertheilt worden ſolches und
ähnliches paſſirt äußerſt häufig Wo die Fortſchrittspartei die
Macht zu haben glaubt ſcheut Ke vor keinem Mittel zurück
ſelbſt vor dem unloyalſten nicht Jm Kreiſe Sensburg iſt für den
fortſchrittlichen Kandidaten in unerhörter Weiſe gewirkt worden
So iſt eine Proklamation verleſen worden daß jeder der Ab
geordneten Dirichlet wähle freie Fiſcherei und Weidenberechtigung
erhalten ſolle

Infolgedeſſen iſt nach der Mittheilung eines Wirthes in
Lindendorf faſt einſtimmig Abg Dirichlet gewählt worden Einn Se Verſprechen gegeben
und hinzugefügt es ſei der Wunſch Sr Majeſtät des Kaiſers daß
Herr Dirichlet gewählt werden ſolle große ſtürmiſche Heiterkeit
die Konſervativen bänden ihm zu ſehr die Hände Heiterkeit

on

Herr Heimann hat in Lindendorf das glei

Außerdem verbreitete ein Winkelkonſulent Heymann die Nachricht
Abg Dirichlet werde auch Steuerfreiheit herbeiführen Noch eine
gang Anzahl von derartigen Dingen könnte ich vorführen ich

in überzeugt daß Abg Dirichlet von allen dieſen Dingen nichts
weiß Heiterkeit rechts aber er iſt doch unvorſichtig in der Wahl
ſeiner Freunde Das zeigt doch daß in einem großen Theile
Rufe links großen Theil von Wahlagenten ſehr bedenkliche
Anſchauungen gelten Jch werde niemals wirkliche Aus
ſchreitungen der Behörden vertheidigen aber alles was bisher
als Wahlbeeinfluſſung der Regierung vorgeführt worden ſteht
weit zurück gegen die Agitation der Fortſchrittspartei Lebhafter
Beifall rechts

Abg Korſch führt vom juriſtiſchen Standpunkte die Rede des
Abg Hahn ergänzend aus daß ein Mißbrauch der Amtsgewalt
ſeitens des Präſidenten Steinmann nicht vorliegt und befürwortet
die Annahme des Antrages der Konſervativen

11 Uhr
Schluß 1 Uhr

Vereine und Verſammlungen
Weimar 23 April Die zwanzigſte Jahresverſammlung

der Deutſchen Shakeſpegre Geſellſchaft wurde heute im
Saale der Armbruſt Geſellſchaft abgehalten woſelbſt ſich ein
rn und gewähltes Auditorium eingefunden hatte Nach

intreffen des groß herzoglichen Hofes eröffnete Prof Delius
t ankte zunächſt der hohen Protektorin des

Vereins der Frau Großherzogin für das Wohlwollen welches
ſie dem Verein entgegengebracht und verband damit die Bitte
um Fergeug der bisher ſo reichlich erzeigten Gunſt Hierauf

iff Regierungsrath v Vincke Freiburg das Wort und
verlas den Geſchäftsbericht Den M rn entnehmen wir

eſchäftsjahres ver
ſtorben ſind und zwar Jwan Turgenieff Karl v Laroche
und Prof Ulrici Halle welcher letztere während der Dauer
von 11 Jahren das Präſidium innegehabt hat und ſpäter zum
Ehrenpräſidenten erwählt worden iſt Redner bezeichnete den

eimgegangenen der ſich große Verdienſte um die Shakeſpeare
eſellſchaft erworben als einen großen Denker und gelehrten
orſcher Die Mitgliederzahl beträgt jetzt 203 rm W

Da akepeare Jahrbuch wird jetzt in 114 Exempl
innahmen

aus demſelben ſich auf 37,000 M belaufen Für die Vereins
bibliothek wurden bisher 5000 M aufgewendet Nach allen wei
teren J zu ſchließen befindet ſich die Geſellſchaft in

chäftslage Die übliche Feſtrede zum Jahrestage
er Univerſitäts Richter Dr Thümmel aus Halle über

nommen welcher ſeinen durchgeiſtigten Vortrag mit der Be
merkung einleitete daß er den Anweſenden ſtatt einer
tiefſinnigen Forſchung lieber eine leichte Plauderei bieten
wolle gemiſcht aus Scherz und Ernſt Wahrheit undFantaſie und daß man hre am wie ſie Saladin n r

auch dieſeGabe willkommen aufnehmen a Redner führte die Zuhörer

Bonn die Sitzung und

ergr

daß 3 Mitglieder im Laufe des verfloſſenen

er Geſellſchaft bisher 403 Mitglieder angehö

hat bisher 41,000 M Koſten verurſacht während die

ünſtiger Geſchäßaue ß

ein Märchen des Nathan habe zufrieden ſtellen laſſen

nunmehr im Geiſte in die berühmte Shakeſpeare Taverne zum
Meerweib in London und ſchilderte in leichten e 7

i akeſpearein jenem Schanklokal in ſo ungezwungener Weiſe entwickelte
Beſondere Aufmerkſamkeit widmete der Vortragende dem ſo

enannten HerrenZimmer in welchem die echte Shakeſpeare
eſellſchaft verkehrte und dexen Figuüren der große Brile vor

nehmlich als Typen für ſeine Dichtungen zu verwenden pflegte Da

intereſſante Leben und Treiben welches ſich zur Zeit

Halle Druck und Verlag von Otto Hendel
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